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Am 23. Juni 2020 wurde für die Spandauer Wilhelmstadt  
eine »Soziale Erhaltungsverordnung« durch das Bezirksamt 
Spandau festgesetzt (Bekanntmachung im Gesetz- und Ver-
ordnungsblatt für Berlin am 03.07.2020). Das bedeutet, dass 
das Gebiet Wilhelmstadt innerhalb festgelegter Grenzen ein 
Milieuschutzgebiet ist. Das betrifft aktuell ca. 25.000 Einwoh-
ner und ca. 15.000 Wohnungen.

Der Milieuschutz in Form von Erhaltungsverordnungen ist 
ein städtebauliches Instrument, dessen Ziel es ist, die Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung zu erhalten, die 
weitere Verdrängung der bereits gebietsansässigen Wohn-
bevölkerung zu verhindern und dadurch negative städte-
bauliche Auswirkungen zu vermeiden. Geplante Maßnah-
men dürfen den vorhandenen Wohnraum nicht derart ver-
ändern, dass er für die im Gebiet ansässige Wohnbevölke-
rung nicht mehr geeignet ist.
Das bedeutet, dass bauliche Maßnahmen am Wohnungs-
bestand, gleich ob bewohnt oder unbewohnt, genehmi-
gungspflichtig sind und bestimmten Vorbehalten unter-
liegen: Maßnahmen, die über das notwendige und verträg-
liche Maß hinausgehen, sind demnach nicht zulässig und 
zu versagen. Doch um festzustellen, welche Maßnahmen 
versagt werden müssen, bedarf es klarer Prüfkriterien als 
Leitfaden sowohl für die Genehmigungsbehörde als auch 
für die Eigentümer. Sie sind aber auch eine Hilfestellung 
für Mieter, die damit überprüfen können, ob die ihnen an-
gekündigten Maßnehmen in ihrem Haus bzw. ihrer Woh-
nung überhaupt zulässig wären.

Das Bezirksamt Spandau hat in seiner Sitzung am 23.  
November 2020 durch Beschluss die Prüfkriterien für die 
Umsetzung der Sozialen Erhaltungsverordnungen in den 
Gebieten »Spandauer Neustadt« und »Wilhelmstadt« des 
Bezirks Spandau gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des 
Baugesetzbuchs (BauGB) festgelegt. 
Im Folgenden dokumentieren wir die Festlegungen.

»Innerhalb der Sozialen Erhaltungsgebiete unterliegen 
bauliche Maßnahmen einer gesonderten Genehmigungs-
pflicht nach § 172 Absatz 1 Satz 1 und § 173 BauGB, auch 
wenn sie baurechtlich verfahrens- beziehungsweise bau-
genehmigungsfrei gestellt sind. Ist die betreffende Maß-
nahme baugenehmigungspflichtig, wird die Genehmi-
gung zusammen mit der Baugenehmigung erteilt, sofern 
die für das Erhaltungsrecht zuständige Stelle der Maßnah-
me gegenüber der Baugenehmigungsbehörde zustimmt. 
Die Genehmigungspflicht erstreckt sich sowohl auf be-
wohnte als auch auf unbewohnte Wohnungen. 
In Konkretisierung der Voraussetzungen des § 172 Absatz 4 
Satz 1 BauGB sind folgende Maßnahmen nicht genehmi-
gungsfähig:

1.	� Rückbau von baulichen Anlagen, die ganz oder teilwei-
se Wohnzwecken zu dienen bestimmt sind.

2.	 Nutzungsänderungen von Wohnungen in Gewerbe.
3.	� Einbau beziehungsweise Anbau von Aufzügen, die 

bauordnungsrechtlich nicht erforderlich sind.
4. 	� Errichtung von Balkonen, Loggien, Terrassen und Win-

tergärten mit einer Größe von mehr als 4 qm
5. 	 Nicht erforderliche Grundrissänderungen.
6.  	� Wohnungsteilungen, Wohnungszusammenlegungen 

sowie die Errichtung neuen Wohnraums unter Einbe-
ziehung von Bestandswohnungen (zum Beispiel Dach-
geschoss-Maisonette-Einheit).

7.	� Einbau eines zweiten Bades, einer zweiten Dusche/
Wanne oder eines zweiten WCs.

8. 	� Maßnahmen zur Energieeinsparung, die über die An-
passung an die baulichen oder anlagentechnischen 
Mindestanforderungen der Energiesparverordnung 
(EnEV) an bestehende Gebäude und Anlagen in der bei 
Antragsstellung geltenden Fassung der EnEV hinaus-
gehen.

9.  	� Änderung baulicher Anlagen, die den zeitgemäßen 
Ausstattungsstandard durchschnittlicher Wohnungen 
überschreiten. Dazu gehören insbesondere:

	 –  Einbau einer Fußbodenheizung
	 –  Einbau eines Kamins
	 –  Panoramafenster/ bodentiefe Fenster
	 –  Gegensprechanlage mit Videoübertragung
	 –  �Repräsentative Eingangsbereiche und Treppen- 

häuser
10.	� Sonstige bauliche Maßnahmen, die aufgrund der Vor-

bildwirkung geeignet sind, Entwicklungen in Gang zu 
setzen, die tendenziell eine überdurchschnittlich hohe 
Verdrängungsgefahr für die im Erhaltungsgebiet vor-
handene Wohnbevölkerung nach sich ziehen.

Die Durchführung ungenehmigter Baumaßnahmen (Än-
derung der baulichen Anlage, Rückbau) stellt eine Ord-
nungswidrigkeit dar, die gemäß § 213 BauGB mit einer 
Geldbuße bis zu 30.000 Euro geahndet werden kann. 
Maßgeblich für die Erteilung beziehungsweise Versagung 
der erhaltungsrechtlichen Zustimmung ist die Eignung 
der konkreten Maßnahme, das Ziel der Erhaltung der Zu-
sammensetzung der Wohnbevölkerung zu gefährden. Ab-
weichungen unterliegen einer gesonderten Begründung 
und Einzelfallprüfung. Ausnahmen sind im Einzelfall zu-
lässig.

Dokumentation

Prüfkriterien für das  
Milieuschutzgebiet Wilhelmstadt
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Es war ein kleines, unscheinbares Heftchen, das 
plötzlich auf dem Tisch lag. Ein Oktavheft, wie 
früher gebräuchlich, mit schwarzem, abgegrif-
fenem Umschlag, die 56 karierten Seiten eng 
beschrieben in Sütterlin. Ein Heft, das die Ar-
beitsgruppe »Geschichte und Geschichten in der 
Wilhelmstadt« überaus neugierig machte. Ein 
Mitglied der Gruppe hatte das Heft in alten Un-
terlagen gefunden, wie es dorthin kam, ließ sich 
nicht mehr rekonstruieren.

Es handelte sich bei genauerem Hinsehen 
um ein Tagebuch, verfasst in der unmittel-
baren Nachkriegszeit von 1945 bis 1947. Zu 
erkennen waren Notizen von Tagesereignis-
sen ebenso wie Aufzeichnungen über Aus-
gaben und Preise, eine Mischung aus Tage- 
und Haushaltsbuch also – in der Summe 
Aufzeichnungen des Alltagslebens unmit-
telbar nach Kriegsende.
Nun begann eine akribische Recherchear-
beit. Zuallererst musste natürlich das Tage-
buch entziffert werden – eine mühsame Ar-
beit angesichts der vielen eng beschriebe
nen Zeilen, und es gibt nicht mehr so viele, 
die eine individuelle Handschrift in Sütter-
lin entziffern und sozusagen übersetzen 
können. Doch mit dieser Sisyphusarbeit war 
es noch längst nicht getan. 
Einige der Anmerkungen im Tagebuch er-
schlossen sich nur im zeitgeschichtlichen 
Kontext. Durch akribische Recherchen konn-
ten wichtige historische Hintergründe er-
mittelt werden, die bei der Einordnung und 
beim besseren Verständnis der konkreten 
Lebensumstände halfen.
Wie sich anhand von Dokumenten ermitteln 
ließ, handelte es sich bei der Tagebuch-
schreiberin um Ria Fröwis, geboren 1903 in 
München, wohnhaft in Spandau, Falkenha-
gener Straße, verheiratet, drei Kinder.
Durch schier unglaubliche Zufälle ließ sich 
sogar der Kontakt zu den jüngeren Söhnen 
der Tagebuchschreiberin, Otto und Wolf-
gang, herstellen. Die konnten durch ihre Er-
innerungen, auch mit Dokumenten und Fo-

tos das Puzzle weiter vervollständigen. Ihre 
Unterstützung und Hilfe trugen maßgeb-
lich dazu bei, dass das Tagebuch nun veröf-
fentlicht werden konnte. 
Die vorliegende Publikation ist Ergebnis ei-
ner akribischen Arbeit, die von vielen gelei-
stet wurde, vor allem von Andreas Wilke 
(KoSP) und der Arbeitsgruppe »Geschichte 
und Geschichten«.
Die ersten Eintragungen des Tagebuchs 
stammen aus den letzten April- und ersten 
Maitagen und sind äußerst knapp gehalten. 
Am 1. Mai ist die Übergabe der Zitadelle »an 
die Russen« notiert, die Verhaftung ihres 
Ehemannes Walter wird angedeutet. Aus-
führlicher werden die Notizen dann ab An-
fang August 1945, sie enden am 17. Septem-
ber 1947, dann ist das Oktavheftchen voll.
Es sind in erster Linie private Aufzeich-
nungen, in denen Ria Fröwis ihren Alltag 
festhielt, mit Notizen zu täglichen Verrich-
tungen, Lebensmittelbeschaffung (Hams-
terfahrten!), zu Kontakten mit Nachbarn 
und Bekannten oder zu familiären Dingen 
das Sorgen um die Söhne (besonders um 
den ältesten Sohn Walter, der gerade mal 
16-jährig noch kurz vor Kriegsende zum Mili-
tärdienst eingezogen wird). Reflexionen 
oder Kommentierungen politischer 
Geschehnisse findet man im Tagebuch dage-
gen nicht, wichtige Ereignisse wie die Nürn-
berger Urteile sind bestenfalls kurz erwähnt. 
Peu à peu ergibt sich aus den Recherchen 
das Bild einer Frau, die in gutbürgerlichen 
Verhältnissen lebte, deren Mann Walter Frö-
wis eine privilegierte Stellung als Chemiker 
in der Kampfmittelforschung hatte und des-
halb 1945 aus der Zitadelle in russische 
Kriegsgefangenschaft kam. Mit seinem Weg 
beschäftigt sich Andreas Wilke in einem be-
sonderen Kapitel am Anfang der Broschüre. 
Über Walter Fröwis‘ weiteres Schicksal lässt 
sich ab einem bestimmten Zeitpunkt nur 
noch spekulieren, einiges deutet wohl da-
raufhin, dass die Sowjetunion ihn als Kriegs-
verbrecher behandelte und er deshalb dort 
weiter inhaftiert blieb. Sein Weg verliert sich 
im damaligen Reval, dem heutigen Tallinn.
Sowohl er als auch seine Frau Ria waren Mit-
glieder der NSDAP, der Entnazifizierungsan-
trag von Ria Fröwis beruft sich darauf, prak-
tisch in alles nur passiv involviert gewesen 
zu sein, »in Rücksicht auf die Stellung meines 
Mannes«. 
Es ist das Bild einer Frau, die sich wohl selbst 
als »unpolitisch« sah, die sich vor allem um 

die Sicherung des Alltags und ihre Familie 
kümmerte und froh war, wenn sie der nüch-
ternen Realität für ein paar Stunden in den 
Traumbildern des Kinos oder in der Unbe-
schwertheit der Operette entfliehen konnte. 
Inwiefern sie die alltäglichen Verbrechen der 
Nationalsozialisten wahrnahm, die Verfol-
gung, Erniedrigung und Enteignung der Ju-
den in ihrer Umgebung, gar davon profi-
tierte wie viele Deutsche, inwiefern sie etwas 
ahnte oder wusste von den Verbrechen der 
Nazis und der Wehrmacht, von der Vernich-
tung der jüdischen Bevölkerung, lässt sich 
aus den Notizen nicht herauslesen. Ebenso 
wenig, ob sie Scham, Schuld oder Reue emp-
fand. Dagegen ist das Tagebuch ein authen-
tisches, ungefiltertes Zeugnis der unmittel-
baren Nachkriegszeit, ein ganz und gar sub-
jektives Dokument, einzig geschrieben für 
die Schreiberin selbst. 
Die Tagebauchaufzeichnungen sind sehr 
sorgfältig editiert, chronologisch geordnet, 
mit Begriffserklärungen versehen, wo das 
notwendig erschien, und ergänzt mit Doku-
menten und Fotografien. Vorangestellt ist 
ein Vorwort sowie ein Text von Eva Freien-
hofer zur Persönlichkeit Pia Fröwis‘, wie sie 
sich aus den Auszeichnungen erschließt, 
und die Ergebnisse der Recherche zu Walter 
Fröwis‘ Weg. 
Am Ende findet sich noch ein zeitgenös-
sischer Bericht zur Spandauer Brandkata-
strophe vom 8. Februar 1947, als das Lokal 
Karlslust in Spandau-Hakenfelde während 
eines gut besuchten Kostümfestes in Flam-
men aufging. Weit über hundert Menschen 
kamen dabei ums Leben oder wurden 
schwer verletzt. Vielen Deutschen unter ih-
nen wurde zum Verhängnis, dass sie ihre 
Mäntel aus der Garderobe retten wollten.�us

Die Broschüre »Nachkriegstagebuch Ria Fröwis 
– 1945-1947« wurde vom Stadtentwicklungsamt 
Spandau mit Mitteln aus dem Förderprogramm 
»Lebendige Zentren« finanziert und ist daher für 
eine Schutzgebühr von nur einem Euro im Stadt-
teilladen erhältlich.

Fundstück mit Recherche
Das Nachkriegstagebuch der Spandauerin Pia Fröwis  
liegt nun als Broschüre vor
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Die Brüderstraße ist benannt nach den Brüdern Friedrich Wil-
helm und Otto Reinicke. Sie führt über den Grundbesitz der 
Brüder Reinicke, den diese im 19. Jahrhundert im Gebiet der 
heutigen Wilhelmstadt erworben hatten. Dort ließen sie ei-
nen Zimmererplatz anlegen – daran erinnert die benachbarte 
Zimmerstraße. Bei der im Gebiet der Wilhelmstadt Ende des 
19. Jahrhunderts einsetzenden Bebauung wurde die Straße 
angelegt und 1894 benannt. 

Die Brüder sind nicht die einzigen Grundbesitzer, nach de-
nen Straßen benannt wurden, selbiges trifft auch auf 
Franzstraße, Johannastraße, Jordanstraße, Lazarusstraße 
und Wagnerstraße zu. Letzte suchen Sie übrigens verge-
bens: sie heißt heute Weißenburger Straße. Aber das ist 
eine andere Geschichte.
Friedrich Wilhelm Reinicke rief durch sein Testament vom 
15. Juni 1863 zwei Stiftungen ins Leben: die Reinickesche 
Armenstiftung, sie diente der Beschaffung von Kleidungs-
stücken für einen »verschämten« Armen. Die zweite Stif-
tung galt für »fleißige und sittliche Söhne unbemittelter, 
dem Handwerker- oder Arbeiterstande angehörender El-
tern …, wenn sie nach zurückgelegtem 14. Lebensjahre das 
Gymnasium weiter besuchen und die Hoffnung gewahren, 
in 2 Jahren Prima [den Abschluss] zu erreichen, eine jähr-
liche Unterstützung von 40 bis 60 Thalern erhalten«. Bei 
derlei Stiftungen achtete man sehr darauf, dass die Zu-
wendungen keinem »Unwürdigen« zugutekommen soll
ten. Die Jungen mussten fleißig und sittsam, die Armen 
unverschuldet in Not gekommen sein. Stiftungen waren 
eine Möglichkeit für den Stifter, über den Tod hinaus et-
was Gutes zu tun, aber auch im Gedächtnis der Allgemein-
heit zu bleiben. Andererseits waren sie auch notwendig 
zum Erhalt des sozialen Friedens, denn eine allgemeine 
staatliche Fürsorge, Sozialhilfe, Ausbildungsunterstüt-
zung oder ähnliches gab es noch nicht.
Geboren am 5. Dezember 1796, starb Friedrich Wilhelm  
Reinicke im Alter von 70 Jahren, 2 Monaten und 25 Tagen 

am 2. März 1867. So vermeldet es der Eintrag im Sterbe
register der St. Nikolai-Gemeinde. Über seinen Bruder  
Otto ist nichts verzeichnet, weder Geburts- noch Todes
datum sind in den Akten zu finden. Auch im Testament 
wird Otto nicht erwähnt. Vielleicht ist er ausgewandert; 
Amerika war ein begehrtes Land. In dem Testament wird 
Friedrich Wilhelm Reinicke als Partikulier betitelt, ein heu-
te sehr unüblicher Begriff, den man am besten mit Rentier 
übersetzt, eine Person, die von regelmäßigen Zahlungen 
aus angelegtem Kapital, der Vermietung von Immobilien 
oder der Verpachtung von Land lebt. 
Eine weitere Erwähnung findet Friedrich Wilhelm Reinicke 
in der Liste der Mitglieder der Preußischen Nationalver-
sammlung. Hier ist er mit dem Zusatz »aus Spandau« ver-
sehen, wichtig, weil sein Wahlkreis das Osthavelland ist. 
Als Beruf ist dort Braueigner angegeben, also jemand, der 
in einem Haus wohnte, das das Braurecht besaß. Schon im 
Mittelalter war das Braugewerbe ein Haushandwerk: es 
war ein an das eigene Grundstück gekoppeltes Privileg. 
Daraus erklärt sich, dass praktisch jeder sein Bier braute 
und gelegentlich gewerbsmäßig ausschenkte. Das Brau-
recht hatten etliche Häuser in Spandau, die sogenannten 
Freihäuser, die auch einige andere Privilegien genossen. 
In Erfurt kann man diese Häuser heute noch gut erkennen, 
neben den Eingängen befinden sich dort runde Löcher in 
der Hauswand. Wenn das Bier fertig war, steckte man Ge-
treidebüschel in das Loch, so wusste ein jeder sofort, wo 
es frisches Bier gab. Ob dies in Spandau auch praktiziert 
wurde, ist allerdings nicht überliefert. 
Ein anderer Friedrich Wilhelm Reinicke, vielleicht ein Sohn, 
auf jeden Fall auch ein Brauereibesitzer, kaufte am 8. März 
1884 das am Charlottenburger Tor in Spandau gelegene 
bisherige »fiskalische Torkontrolleuretablissement« (Tor-
schreiberhaus). Eine entsprechende Akte befindet sich im 
Brandenburgischen Landeshauptarchiv. Falls Sie das 
Charlottenburger Tor (ursprünglich hieß es Stresowtor) 
suchen wollen, dann an der heutigen Charlottenstraße. Es 
verschwand mit dem Abriss der Spandauer Stadtmauer 
um 1880. Die Torschreiberhäuser betreffend gibt es dort 
noch weitere Akten, z.B. über den »Prozess der Stadtge-
meinde Spandau gegen den Domänenfiskus wegen Aner-
kennung des Eigentumsrechts an den Torkontrolleurhäu-
sern«. Dabei ging es immerhin um die stolze Summe von 
24.000 Mark. 
Vier Stadttore besaß Spandau: Das Klostertor lag am Süd-
ostende der heutigen Carl-Schurz-Straße. Das Mühlentor 
lag am Nordende des Behnitz. Der Straßenname Möllen-
tordamm erinnert noch heute daran. Am Nordwestende 
der jetzigen Carl-Schurz-Straße stand das alte Heidetor 
bis zur Errichtung des Oranienburger Tores. Ein solches 
Thorschreiberhaus steht bis heute im Behnitz. Die Gast-
stätte darin hieß lange der Einfachheit halber »Zollhaus«, 
heute allerdings Teloneio, das ist griechisch und heißt ge-
nau das gleiche.� Birgit-A. Ohström

Die Autorin ist Stadtführerin in Berlin und lebt in Spandau.

Spandauer Entdeckungen

Die Brüderstraße

Wilhelmstädter Straßenschilder zitieren vornehmlich Orts- und 
Personennamen. Aber welche Geschichten sind damit verbun-
den? Unsere Autorin Birgit Ohlström ist Stadtführerin und 
kennt sich nicht nur in ihrem Heimatbezirk bestens aus. 
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Werden andernorts neue Stadtquartiere, ja ganze 
Regionen geplant und realisiert, etwa die Öre-
sund-Region oder auch Wohnviertel in der finni
schen Hauptstadt, fällt eines sofort auf: Von An
fang an wird die verkehrliche und soziale Infra-
struktur gleich mitgedacht – und mitgebaut. 

Warum entstehen dann in Berlin neue Stadt-
viertel ohne Verkehrsanschluss, Kitas oder 
Bibliotheken? Liegt es vielleicht an der man-
gelnden Vernetzung der unterschiedlichen 
Ressorts und daran, dass niemand diese Pro-
zesse koordiniert? Oder an einer Art über
organisierter Verantwortungslosigkeit, weil 
zu viele Mitwirkende sich sozusagen gegen-
seitig auf den Füßen stehen, oder an der 
Überbürokratisierung vieler Verfahren? Liegt 
es an der Doppelstruktur, die es leicht macht, 
die Verantwortlichkeiten immer wieder hin- 
und herzuschieben? Sicher von allem etwas 

– aber dahinter liegen grundsätzlichere Pro-
bleme.

1. Fachkompetenz und Überparteilichkeit 
bei politischen Entscheidungen
Das Klagen über die Berliner Verwaltung und 
ihre enorm langwierigen Entscheidungs- 
und Umsetzungsprozesse ist so allgegen-
wärtig wie wohlfeil. Doch das greift zu kurz: 
Es geht letztlich um das Zusammenspiel von 
Politik, Verwaltung und Bürgerschaft. 
Allzu oft erlebt man, dass die Politik sowohl 
auf Stadt- als auch auf Bezirksebene Verspre-
chungen macht, die die Verwaltung prak-
tisch gar nicht umsetzen kann, weil sie z.B. 

mit geltendem Recht kollidieren. Die politi
schen Zielvorgaben des Abgeordnetenhau
ses werden manchmal getroffen, ohne sich 
für die Umsetzbarkeit zu interessieren. Ver-
waltungsexperten fordern daher zum einen 
mehr Fachkompetenz in der Politik, zum an-
deren prinzipiell mehr Überparteilichkeit 
bei Entscheidungsprozessen: Denn letztlich 
gehe es hier um eine gemeinsame Säule der 
Demokratie. 

2. Mangelnde Klarheit in der 
Beteiligungsprozessen
Zur Demokratie gehört auch die Einbezie-
hung der Bürger – und deren Beteiligung  
hat sich ja die Berliner Politik groß auf die 
Flagge geschrieben. Zu Recht, denn wo die 
Bürgerschaft nicht das Gefühl hat, ernst ge-
nommen zu werden, blühen auch Politik- 
und Demokratieverdrossenheit, und die Be-
reitschaft zu Veränderungen sinkt. Aller-
dings treibt das auch manchmal merkwür-
dige Blüten: so gibt es plötzlich eine Vielzahl 
von Beteiligungsgremien – auf Senatsebene 
und den einzelnen Bezirksebenen, institu
tionalisiert oder vorhabenbezogen – dass es 
schwer ist, den Überblick zu behalten und 
klare Strukturen zu erkennen. Andererseits 
erleben wir oft, dass es manchmal nur einer 
kleinen Bürgerinitiative bedarf, um z.B. den 
Neubau dringend benötigter Wohnungen 
auszubremsen – nach der Devise »not in my 
backyard«. Praktiker aus Politik und Verwal-
tung wie der Staatssekretär Frank Nägele 
sprechen vom Spannungsfeld zwischen Ge-

sellschaft und Individualinteressen, in dem 
es weniger an Partizipation denn vielmehr 
an Steuerung mangele. Gefragt seien politi
sche Überzeugungs- und Führungskraft: Die 
Moderation von Konflikten dürfte nicht 
Amtsleitern aufgebürdet werden. Beteiligung 
dürfe überdies nicht signalisieren, dass die 
Entscheidung dann den Interessengruppen 
überlassen werde: Verantwortungsträger 
müssten sich vielmehr »trauen, Entschei-
dungen zu treffen, auch wenn andere dage-
gen sind«. 

3. Wertschätzung und Erneuerung  
der Verwaltung
Der rigide Sparkurs der 2000er Jahre ging an 
der Verwaltung nicht spurlos vorbei: Die  
Folgen der Ausdünnung und des Einstel-
lungsstopps wirken bis heute nach – in je-
dem Bürgeramt, bei jeder neuen Grünfläche 
oder bei Verkehrsvorhaben. Ein guter Teil der 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst wird in 
den nächsten Jahren in Rente gehen, es fehlt 
also an jungem Nachwuchs. Dabei ist es we-
nig hilfreich, wenn die Verwaltung von der 
Politik geringgeschätzt und schlecht behan-
delt wird, Wowereit etwa machte gar keinen 
Hehl daraus, wie wenig er vom Öffentlichen 
Dienst hielt. So motiviert man aber keine 
Mitarbeiter und gewinnt auch keine jungen 
Mitarbeiter, die dringend gebraucht werden. 

4. E-Government, Digitalisierung,  
besser vernetzte Strukturen
Dass eine moderne Verwaltung auch moder-
ne Technik benötigt, um effizient arbeiten 
zu können, liegt auf der Hand. Dabei geht es 
aber nicht nur um ein neueres Betriebssy-
stem auf jedem Rechner, sondern um die Er-
arbeitung von Strukturen in der Vernetzung.
Man benötigt zudem – jenseits des Tages
geschäfts – die Möglichkeit, Wege des »neu-
en Arbeitens« zu suchen, einen Ort des spie-
lerischen Umgangs und Ausprobierens. 
Das »Citylab« in Tempelhof ist so ein Ort, wo  
Verwaltungsmitarbeiter neue Impulse tan-
ken – Frank Nägele, Staatssekretär für Moder-
nisierung, berichtet, dass Mitarbeiter von 
dort regelmäßig mit leuchtenden Augen zu-
rückkommen. 

Kurz: Die Baustelle mit dem Ziel der Verwal-
tungsmodernisierung ist groß. Es mangelt 
also nicht an Arbeit in der nächsten Legisla-
turperiode – wer auch immer Berlin dann re-
giert.� us

100 Jahre Groß-Berlin: Die verpasste Verwaltungsreform, Teil 3

Großbaustelle Modernisierung
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O-Ton Wilhelmstadt

Schlagloch-Feuerwehr
Was genau mit dem Gehwegpfl aster vor dem Stadtteilla-
den Adamstraße passiert war, ließ sich nicht mehr eruie-
ren. Fakt war: Es war kaputt, und viele, besonders ältere 
Menschen beschwerten sich darüber zu Recht. Eine echte 
Stolperfalle, besonders auch für Rollatoren. Eine Mail an 
den Schlaglochmelder des Bezirksamts reichte – und 
prompt rückten die Männer vom Tiefb auamt an, um den 
Schaden zu beheben. So schnell geht’s manchmal …

Wilhelmstadt rocks!
Manchmal ist man genau am richtigen Ort zur richtigen 
Zeit. Ein sonniger Tag in der Wilhelmstadt, das Thermo-
meter steigt auf sommerliche 28,7 Grad, auf der Pichels-
dorfer lehnt ein Mann in Rockerkluft, sein chromblitzen-
des Maschinchen vor ihm. Bitte, ein Foto, für uns, für die 
Wilma? Kein Problem! Geduldig, mit geradezu konfuzia-
nischer Gelassenheit und Lässigkeit thront der Mann für 
die Fotografi n auf seinem Bike. Vielen Dank dafür! Das 
Ergebnis – siehe Titelfoto …

Nur für den Fall …
… dass es tatsächlich doch mal losgehen sollte mit der Bau-
erei auf der Pichelsdorfer (Sie werden das an der Baustel-
leneinrichtung auf dem Metzer Platz rechtzeitig merken): 
Die Busse werden dann natürlich umgeleitet! Der M36 
fährt dann über die Adamstraße zum Melanchthonplatz 
und weiter gen Norden. Die Wilhelmstraße wird damit 
stärker frequentiert. Zur Entlastung wird auf beiden 
Seiten eine Busspur zwischen BBO und Ziegelhof auf die 
Straße geklebt. Nachts können Anwohner dort parken, 
tagsüber haben die BVG-Busse zwischen 7 und 18 Uhr Vor-
rang.  us

Dreisatz

Mayday: Insektenstreik

Ist Ihnen auch aufgefallen wie blütenprächtig dieses Früh-
jahr war? Ende April und Anfang Mai blühte es überall in 
unseren Gärten, Parks und Kleingartenkolonien, oben an 
den Bäumen wie unten auf der Wiese. Dennoch hatte die-
se Blütenpracht einen seltsamen Fehler: Nirgendwo hörte 
man es summen oder brummen. Nur sehr vereinzelt 
konnte man mal eine Hummel erspähen, die einsam ihre 
Kreise zog. Als ob die Insekten beschlossen hätten, es den 
Schülerinnern und Schülern nachzumachen und an Mai-
tagen in den Streik zu treten: »Maydays for Future« sozu-
sagen (wer hat je behauptet, dass Insekten gut Englisch 
können). 
Ein Anruf beim Naturschutzbund (Nabu) Berlin brachte 
Klarheit: Blütenpracht und Insektenstreik hängen zusam-
men. Pfl anzen richten ihren inneren Kalender vor allem 
nach der Dauer der Sonneneinstrahlung, Insekten aber 
nach den Temperaturen. Durch den kalten April verzöger-
te sich der Beginn der Blüte z.B. bei Äpfeln nur um rund 
eine Woche. Viel länger hielt die Kälte dagegen die Insek-
ten davon ab, aus ihren Winterverstecken herauszukom-
men. Unbesuchte Blüten mussten sozusagen Überstun-
den machen und ausharren. So hielten sich in diesem Jahr 
viele Frühblüher deutlich länger als sonst. 
Um die Wildbienen und das Frühjahr in der Stadt sei ihr 
vergleichsweise wenig bange, erklärte die Pressespreche-
rin des Nabu. Dafür sorgten schon viele Berlinerinnen und 
Berliner mit Bienenhotels. Besorgnis bereite ihr vielmehr 
der bevorstehende Sommer, wo eigentlich Massen von 
Schmetterlingen und andere Insekten auftauchen sollten. 
Bei ihnen gehe sowohl Artenvielfalt als auch Populations-
dichte stetig zurück. Einer der möglichen Gründe: Viele 
unserer hochgezüchteten Gartenpfl anzen blühen zwar 
lange und prächtig, bieten Insekten aber kaum noch 
Pollen oder Nektar als Nahrung. Schmetterlinge sind zu-
dem oft auf ganz bestimmte Pfl anzenarten spezialisiert, 
sie brauchen also heimische Wildpfl anzen, meist als 
»Unkräuter« diff amiert, zum Überleben. In der Landwirt-
schaft werden diese durch chemische Rund-Um-Vernich-
tung systematisch ausgemerzt, in unseren Gärten durch 
Arten ersetzt, die optisch mehr Reize bieten: Mayday also 
für die Schmetterlinge! cs

Diese Zigarettenbox ist Teil eines Projekts der KlimaWerkstatt 
Spandau zur Vermeidung von Kippen auf dem Boden.
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Adressen 

Prozesssteuerung und 
Sanierungsbeauftragter
Koordinationsbüro für Stadtentwicklung 
und Projektmanagement (KoSP)
Schwedter Straße 34A, 10435 Berlin
www.kosp-berlin.de
Andreas Wilke, Tel. 030 -330028 – 36
wilke@kosp-berlin.de
Linda Tennert, Tel. 030 - 330028 – 31
tennert@kosp-berlin.de
Sprechstunde: Fr. 9–14 Uhr, Stadtteilladen

Geschäftsstraßenmanagement
Ulrike Stock / Torsten Wiemken, 
Tel. 030 - 30 12 46 97 bzw. 0178 - 352 38 01 
gsm@wilhelmstadt-bewegt.de
Öff nungszeiten Büro Adamstraße 39 
(Stadtteilladen) Di und Mi 10–13 Uhr
die raumplaner / LOKATION:S
Kaiser-Friedrich-Straße 90, 10585 Berlin
www.die-raumplaner.de

Stadtteilvertretung Wilhelmstadt 
Sprecher: Michael Henkel, Markus Ritter
Öff entliche Sitzung: 
jeder 1. Mittwoch im Monat, 19 Uhr 
Stadtteilladen Adamstraße 39
www.stv-wilhelmstadt.de 

Bezirksstadtrat für Bauen, Planen 
und Gesundheit
Frank Bewig
Bezirksamt Spandau von Berlin
Carl-Schurz-Straße 2/6, 13597 Berlin
Tel. 030 - 90 279 - 22 61
frank.bewig@ba-spandau.berlin.de

Stadtentwicklungsamt, Fachbereich 
Stadtplanung
Carl-Schurz-Straße 2/6, 13597 Berlin
Sprechzeiten: dienstags und freitags 9–12 
Uhr und nach telefonischer Vereinbarung

Amtsleiter: 
Markus Schulte, Tel. 030 - 90 279 - 35 72
markus.schulte@ba-spandau.berlin.de

Gruppenleitung Städtebauförderung:
Nadine Deiwick, Tel. 030 - 90279 - 2526
nadine.deiwick@ba-spandau.berlin.de

Förderprogramm »Aktive Zentren Berlin«:
Jörg Rinke, Tel. 030 - 90 279 - 3568
joerg.rinke@ba-spandau.berlin.de
Katharina Lange, Tel. 030 - 90 279 - 2280
katharina.lange@ba-spandau.berlin.de

Sanierungsverfahren Spandau-Wilhelmstadt:
Kerstin Schröder, Tel. 030 - 90 279 - 35 73
kerstin.schroeder@ba-spandau.berlin.de

Beratung im Stadtteilladen Adamstr. 39

Kontakt: Margit Beutler, Stadtteilkoordina-
tion Wilhelmstadt, Tel.: 0176-44 47 08 18 

Allgemeine Unabhängige Sozialberatung 
Immanuel Beratung, A. Mechsner
Tel. 030 331 30 21
beratung.spandau@immanuel.de
Mo und Di 9–11 Uhr 

Beratung bei Konflikten (Schiedsmann) 
und Schwerbehindertenrecht
Schiedsmann D. Zacher
Tel. 030 - 80920342
schiedsmann-spandau@web.de
Mo 16–18 Uhr 

Kostenlose Mieterberatung 
Alternativer Mieter- und Verbraucher-
schutzbund, M. Eupen
info@mieter-verbraucherschutz.berlin
Do 8—11 Uhr 

Demenzlotsen-Sprechstunde – Beratung von 
Betroffenen und ihrer Angehörigen
Z. Aydogan, A. Teschke 
demenzlotsen-spandau@casa-ev.de
Tel. 030 - 353 89 566
2. und 4. Freitag im Monat 10–12 Uhr



Sonntagsfeier:  »Der größte Theil der Einwoh-
ner geht, das Wetter mag sein, wie es wolle, sei-
nem Vergnügen nach, nah und fern, bis auf 5 
Meilen im Umkreise sind alle Wirthshäuser vol-
ler Berliner ...« Ludwig Helling, Taschenbuch 
von Berlin und seinen Umgebungen, 1830

... Und das nicht nur, wie in der letzten  
Wilma-Ausgabe 2/2021 betrachtet, zur Fron-
leichnamsprozession oder den fünf großen 
Jahrmarkt- und Pferdemarkttagen im 
Spandow des 19. Jahrhunderts. 
Im Laufe der 1830er/40er Jahre konnte man 
schon für wenige Silbergroschen mit den  
sogenannten Torwagenfahrten in Kutschen 
für bis zu 16 Fahrgäste ab dem Brandenbur-
ger und Potsdamer Thore gen Westen, bis 
nach Grunewald oder nach Charlottenburg 
und Ruhleben kommen. Dort war der Aus-
schank vor allem des Schwarzbiers vom 
»Spandauer Bock« eine beliebte erste Station, 
für ausgiebige Sonntagsvergnügen von Her-
renrunden, Gesangvereinen oder Familien.
Aber auch viele Wanderfreunde, denen der 
Weg »bis in die Puppen« – die zahlreichen  
Figuren auf Monumenten im Thiergarten – 
und der recht teure Speis und Trank »in den 
Zelten« nahe dem Schloss Bellevue nicht 
weit genug war, schwangen ihre Spazierstö-
cke gerne entlang der Spree bis zum west-
lichen Ausläufer des Spandauer Bergs an der 
heutigen Ecke Wiesendamm, Reichstraße 
und Spandauer Damm bzw. Charlottenbur-
ger Chaussee.

Genau dort, auf der Südseite der Charlotten-
burger Chaussee, erwarb der fränkische 
Braumeister Conrad Bechmann im Jahr 1842 
ein Waldgrundstück für Bierlager und Eiskel-
ler seiner nahe gelegenen Brauerei, die 1885, 
vier Jahre nach seinem Tod, in die Spandauer 
Bergbrauerei AG überging.

Die (be)rauschenden Feste zur Eröffnung der 
Starkbiersaison mit dem Ausschank aus 
dem Lagerkeller des dunklen oder hellen 
Maibocks gab dem Etablissement schnell 
den Namen »Spandauer Bock«. Bald aber 
nahmen Zeitungsberichte überhand, die na-
serümpfend »dem Bock« ein geringes Maß 
an Sittsamkeit beschieden und ihn aus-
drücklich als einen Ort bezeichneten, den 
vor allem die holde und tugendhafte Weib-
lichkeit meiden sollte.

Das hat dann den Brauerei- und Gastrono-
miegründer Bechmann dazu bewogen, um 
keine Zielgruppe und keinen Umsatz zu ver-
lieren, in den 1850ern eine feinere und in An-
gebot und Preis »gehobene« Restauration 
mit Felswänden und Höhlen in den Span-
dauer Berg zu bauen. Kein Wunder, dass der 
Volksmund dem Restaurant schräg gegen-
über vom »Bock« den passenden Namen 
»Zibbe« vergab, der noch lange über das En-
de der beiden Gaststätten in den 1940er Jah-
ren Bestand hatte. 
In den besten Zeiten – vor allem, als sich di-
rekt vor den Türen von »Bock« und »Zibbe« 
die Endstationen der »Elektrischen« aus 
Charlottenburg (1882) und Spandau (ab 1906) 
befanden – hatten in beiden Lokalen über 
6.000 Gäste Platz und fanden ausreichend 
Angebot an Essen und Trinken. Und waren 
an schönen Wochenendtagen alle Tischplät-
ze belegt, dann suchte man sich mit den er-
worbenen Getränken auf den umliegenden 
Wiesen einen schönen Lagerplatz.
Auf jeden Fall waren »Bock« und »Zibbe« für 
viele aus Charlottenburg und Berlin der idea-
le Ausgangspunkt für Entdeckungstouren 
über die recht kurzen und unbeschwerlichen 
Wege durch die Murellen- oder die Sausuh-
lenschlucht bis zur Havellandschaft an Pi-
chelsberg und auf Pichelswerder. Dort ange-

kommen, hatte man die Qual der Wahl von 
zahlreichen Ausflugsgaststätten mit weit 
über 10.000 Plätzen beiderseits von Stößen-
see und Havel. In Lokalen, im Freien und fast 
überall galt: »Die alte Regel wird nicht gebro-
chen – hier können Familien Kaffee Kochen.«
(siehe Wilma 2/2014 »Picheln auf Pichelswer-
der«)
Den Anfang machte schon im 18. Jahrhun-
dert das Forsthaus am Pichelsberg, an der 
»Alten Spandauer Poststraße«, das sich als 
»Spukpavillon« einen legendären Namen 
machte. In der Franzosenzeit (1806–1813) tra-
fen sich dort deutschnationale Freiheits-
kämpfer um »Turnvater Jahn«. Einmal muss-
ten sie sich vor einer napoleonischen Pat-
rouille auf dem Speicher verstecken, der Wirt 
erklärte die knarrenden Geräusche auf dem 
Boden mit »einem gar fürchterlichen Geis-
terspuk«, vor dem angeblich die Franzosen 
dann für immer Reißaus nahmen. 
Angesichts der romantischen Lage von Berg 
und Tal, von Wäldern und Seen schlug Ober-
baurat Ludwig Hercher (1874–1933) Ende des 
19. Jahrhunderts im Zuge der Pläne für die 
Prachtboulevards von Kaiserdamm und Heer-
straße sowie für Rennbahn und Deutsches 
Stadion, einen monumentalen Nationalpark 
als touristischen Endpunkt auf Pichelswer-
der vor. Der Kölner Architekt des Bismarck-
turms Hartmann veröffentlichte 1913 dazu 
Entwürfe. Diesem Zeitgeist des Germanen-
kults entsprechend wurde unter Beteiligung 
von 250 Pichelsdorfer*innen unweit von 
Schildhorn und der Jaczoschlucht im Jahre 
1911 das Festspiel »Albrecht der Bär« aufge-
führt. Was im Vorfeld des Gesetzes über den 
Zweckverband Groß-Berlin auch durchaus 
dazu beitrug, dass die Unterhavel bei Pichels-
dorf keine Grenze mehr darstellte für den 
Einflussbereich der preußischen und deut-
schen Hauptstadt.� Thomas Streicher

Von Bock  
und Zibbe  
bis Albrecht  
dem Bär
Das große B und die Havelstadt  
Teil 3


